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Albert-Ludwigs-Universität Freiburg 

                                           

Gesetzliche Grundlagen  
im Bereich Behinderung1 
 

I Internationale Abkommen 

Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
der Vereinten Nationen (Behindertenrechtskonvention)  
(am 26. März 2009 in Deutschland rechtsverbindlich in Kraft getreten) 
 

Art. 24 

(3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Menschen mit Behinderungen, 

lebenspraktische Fertigkeiten und soziale Kompetenzen zu erwerben, um 

ihre volle und gleichberechtigte Teilhabe an der Bildung und als Mitglieder 

der Gemeinschaft zu erleichtern. Zu diesem Zweck ergreifen die 

Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen; unter anderem 

a) erleichtern sie das Erlernen von Brailleschrift, alternativer Schrift, 

ergänzenden und alternativen Formen, Mitteln und Formaten der 

Kommunikation, den Erwerb von Orientierungs- und Mobilitätsfertigkeiten 

sowie die Unterstützung durch andere Menschen mit Behinderungen und 

das Mentoring; 

b) erleichtern sie das Erlernen der Gebärdensprache und die Förderung der 

sprachlichen Identität der Gehörlosen; 

c) stellen sie sicher, dass blinden, gehörlosen oder taubblinden Menschen, 

insbesondere Kindern, Bildung in den Sprachen und Kommunikationsformen 

und mit den Kommunikationsmitteln, die für den Einzelnen am besten 

geeignet sind, sowie in einem Umfeld vermittelt wird, das die bestmögliche 

schulische und soziale Entwicklung gestattet. 

(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts beizutragen, treffen die 

Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen zur Einstellung von Lehrkräften, 

 
1 Stand: 11/11. Die vollständigen Gesetzestexte sind auf www.gleichstellung.uni-freiburg.de 

(Informationsmaterialien) abrufbar. 
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einschließlich solcher mit Behinderungen, die in Gebärdensprache oder 

Brailleschrift ausgebildet sind, und zur Schulung von Fachkräften sowie 

Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auf allen Ebenen des Bildungswesens. 

Diese Schulung schließt die Schärfung des Bewusstseins für Behinderungen 

und die Verwendung geeigneter ergänzender und alternativer Formen, Mittel 

und Formate der Kommunikation sowie pädagogische Verfahren und 

Materialien zur Unterstützung von Menschen mit Behinderungen ein. 

 (5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass Menschen mit Behinderungen 

ohne Diskriminierung und gleichberechtigt mit anderen Zugang zu 

allgemeiner Hochschulbildung, Berufsausbildung, Erwachsenenbildung und 

lebenslangem Lernen haben. Zu diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten 

sicher, dass für Menschen mit Behinderungen angemessene Vorkehrungen 

getroffen werden. 

Art. 27 Abs. 1 

Die Vertragsstaaten anerkennen das gleiche Recht von Menschen mit 

Behinderungen auf Arbeit; dies beinhaltet das Recht auf die Möglichkeit, den 

Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, die in einem offenen, 

integrativen und für Menschen mit Behinderungen zugänglichen 

Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder angenommen wird. Die 

Vertragsstaaten sichern und fördern die Verwirklichung des Rechts auf 

Arbeit, einschließlich für Menschen, die während der Beschäftigung eine 

Behinderung erwerben, durch geeignete Schritte, einschließlich des 

Erlasses von Rechtsvorschriften, um unter anderem 

a) Diskriminierung aufgrund von Behinderung in allen Angelegenheiten im 

Zusammenhang mit einer Beschäftigung gleich welcher Art, einschließlich 

der Auswahl-, Einstellungs- und Beschäftigungsbedingungen, der 

Weiterbeschäftigung, des beruflichen Aufstiegs sowie sicherer und gesunder 

Arbeitsbedingungen, zu verbieten; 

b) das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf gerechte und 

günstige Arbeitsbedingungen, einschließlich Chancengleichheit und gleichen 

Entgelts für gleichwertige Arbeit, auf sichere und gesunde 

Arbeitsbedingungen, einschließlich Schutz vor Belästigungen, und auf 

Abhilfe bei Missständen zu schützen; 

c) zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen ihre Arbeitnehmer- 

und Gewerkschaftsrechte gleichberechtigt mit anderen ausüben können; 
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d) Menschen mit Behinderungen wirksamen Zugang zu allgemeinen 

fachlichen und beruflichen Beratungsprogrammen, Stellenvermittlung sowie 

Berufsausbildung und Weiterbildung zu ermöglichen; 

e) für Menschen mit Behinderungen Beschäftigungsmöglichkeiten und 

beruflichen Aufstieg auf dem Arbeitsmarkt sowie die Unterstützung bei der 

Arbeitssuche, beim Erhalt und der Beibehaltung eines Arbeitsplatzes und 

beim beruflichen Wiedereinstieg zu fördern; 

f) Möglichkeiten für Selbständigkeit, Unternehmertum, die Bildung von 

Genossenschaften und die Gründung eines eigenen Geschäfts zu fördern; 

g) Menschen mit Behinderungen im öffentlichen Sektor zu beschäftigen; 

h) die Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen im privaten Sektor 

durch geeignete Strategien und Maßnahmen zu fördern, wozu auch 

Programme für positive Maßnahmen, Anreize und andere Maßnahmen 

gehören können; 

i) sicherzustellen, dass am Arbeitsplatz angemessene Vorkehrungen für 

Menschen mit Behinderungen getroffen werden; 

j) das Sammeln von Arbeitserfahrung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 

durch Menschen mit Behinderungen zu fördern; 

k) Programme für die berufliche Rehabilitation, den Erhalt des Arbeitsplatzes 

und den beruflichen Wiedereinstieg von Menschen mit Behinderungen zu 

fördern. 

II Europäische Union 

Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
 
Art. 21 

(1) Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse, der 

Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der genetischen 

Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der 

politischen oder sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer 

nationalen Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des 

Alters oder der sexuellen Ausrichtung sind verboten. 
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III Bundesrepublik Deutschland 

Grundgesetz 
 

Art. 3 

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 

(3) (…) Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. 

 
 
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
 

§1  

Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder 

wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder 

Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität 

zu verhindern oder zu beseitigen. 

 
 
Gesetz zur Gleichstellung behinderter Menschen 
(Behindertengleichstellungsgesetz BGG) 
 

§1  

Ziel dieses Gesetzes ist es, die Benachteiligung von behinderten Menschen 

zu beseitigen und zu verhindern sowie die gleichberechtigte Teilhabe von 

behinderten Menschen am Leben in der Gesellschaft zu gewährleisten und 

ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen. Dabei wird 

besonderen Bedürfnissen Rechnung getragen. 

 
 
Sozialgesetzbuch (SGB) Neuntes Buch (IX); Rehabilitation und 
Teilhabe behinderter Menschen; Stand: Zuletzt geändert durch Art. 2 G 
v. 30.7.2009 I 2495 
 
SGB IX, Teil 2, Kapitel 2 

§ 71 Pflicht der Arbeitgeber zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen 

(1) Private und öffentliche Arbeitgeber (Arbeitgeber) mit 

jahresdurchschnittlich monatlich mindestens 20 Arbeitsplätzen im Sinne des 

§ 73 haben auf wenigstens 5 Prozent der Arbeitsplätze schwerbehinderte 

Menschen zu beschäftigen. Dabei sind schwerbehinderte Frauen besonders 

zu berücksichtigen. Abweichend von Satz 1 haben Arbeitgeber mit 
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jahresdurchschnittlich monatlich weniger als 40 Arbeitsplätzen 

jahresdurchschnittlich je Monat einen schwerbehinderten Menschen, 

Arbeitgeber mit jahresdurchschnittlich monatlich weniger als 60 

Arbeitsplätzen jahresdurchschnittlich je Monat zwei schwerbehinderte 

Menschen zu beschäftigen. 

§ 81 Pflichten des Arbeitgebers und Rechte schwerbehinderter Menschen 

(1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet zu prüfen, ob freie Arbeitsplätze mit 

schwerbehinderten Menschen, insbesondere mit bei der Agentur für Arbeit 

arbeitslos oder arbeitssuchend gemeldeten schwerbehinderten Menschen, 

besetzt werden können. Sie nehmen frühzeitig Verbindung mit der Agentur 

für Arbeit auf. Die Bundesagentur für Arbeit oder ein Integrationsfachdienst 

schlägt den Arbeitgebern geeignete schwerbehinderte Menschen vor. Über 

die Vermittlungsvorschläge und vorliegende Bewerbungen von 

schwerbehinderten Menschen haben die Arbeitgeber die 

Schwerbehindertenvertretung und die in § 93 genannten Vertretungen 

unmittelbar nach Eingang zu unterrichten. Bei Bewerbungen 

schwerbehinderter Richter und Richterinnen wird der Präsidialrat unterrichtet 

und gehört, soweit dieser an der Ernennung zu beteiligen ist. Bei der 

Prüfung nach Satz 1 beteiligen die Arbeitgeber die 

Schwerbehindertenvertretung nach § 95 Abs. 2 und hören die in § 93 

genannten Vertretungen an. Erfüllt der Arbeitgeber seine 

Beschäftigungspflicht nicht und ist die Schwerbehindertenvertretung oder 

eine in § 93 genannte Vertretung mit der beabsichtigten Entscheidung des 

Arbeitgebers nicht einverstanden, ist diese unter Darlegung der Gründe mit 

ihnen zu erörtern. Dabei wird der betroffene schwerbehinderte Mensch 

angehört. Alle Beteiligten sind vom Arbeitgeber über die getroffene 

Entscheidung unter Darlegung der Gründe unverzüglich zu unterrichten. Bei 

Bewerbungen schwerbehinderter Menschen ist die 

Schwerbehindertenvertretung nicht zu beteiligen, wenn der 

schwerbehinderte Mensch die Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung 

ausdrücklich ablehnt. 

(2) Arbeitgeber dürfen schwerbehinderte Beschäftigte nicht wegen ihrer 

Behinderung benachteiligen. Im Einzelnen gelten hierzu die Regelungen des 

Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes. 

(3) Die Arbeitgeber stellen durch geeignete Maßnahmen sicher, dass in 

ihren Betrieben und Dienststellen wenigstens die vorgeschriebene Zahl 
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schwerbehinderter Menschen eine möglichst dauerhafte 

behinderungsgerechte Beschäftigung finden kann. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt 

entsprechend. 

(4) Die schwerbehinderten Menschen haben gegenüber ihren Arbeitgebern 

Anspruch auf 

1. Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse möglichst voll 

verwerten und weiterentwickeln können, 

2. bevorzugte Berücksichtigung bei innerbetrieblichen Maßnahmen der 

beruflichen Bildung zur Förderung ihres beruflichen Fortkommens, 

3. Erleichterungen im zumutbaren Umfang zur Teilnahme an 

außerbetrieblichen Maßnahmen der beruflichen Bildung, 

4. behinderungsgerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstätten 

einschließlich der Betriebsanlagen, Maschinen und Geräte sowie der 

Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeitsumfeldes, der Arbeitsorganisation 

und der Arbeitszeit, unter besonderer Berücksichtigung der Unfallgefahr,  

5. Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen 

Arbeitshilfen unter Berücksichtigung der Behinderung und ihrer 

Auswirkungen auf die Beschäftigung. Bei der Durchführung der Maßnahmen 

nach den Nummern 1, 4 und 5 unterstützt die Bundesagentur für Arbeit und 

die Integrationsämter die Arbeitgeber unter Berücksichtigung der für die 

Beschäftigung wesentlichen Eigenschaften der schwerbehinderten 

Menschen. Ein Anspruch nach Satz 1 besteht nicht, soweit seine Erfüllung 

für den Arbeitgeber nicht zumutbar oder mit unverhältnismäßigen 

Aufwendungen verbunden wäre oder soweit die staatlichen oder 

berufsgenossenschaftlichen Arbeitsschutzvorschriften oder 

beamtenrechtliche Vorschriften entgegenstehen. 

(5) Die Arbeitgeber fördern die Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen. Sie 

werden dabei von den Integrationsämtern unterstützt. Schwerbehinderte 

Menschen haben einen Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung, wenn die 

kürzere Arbeitszeit wegen Art oder Schwere der Behinderung notwendig ist; 

Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 95 Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung 

(1) Die Schwerbehindertenvertretung fördert die Eingliederung 

schwerbehinderter Menschen in den Betrieb oder die Dienststelle, vertritt 

ihre Interessen in dem Betrieb oder der Dienststelle und steht ihnen 
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beratend und helfend zur Seite. Sie erfüllt ihre Aufgaben insbesondere 

dadurch, dass sie 

1. darüber wacht, dass die zugunsten schwerbehinderter Menschen 

geltenden Gesetze, Verordnungen, Tarifverträge, Betriebs- oder 

Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen durchgeführt, 

insbesondere auch die dem Arbeitgeber nach den §§ 71, 72 und 81 bis 84 

obliegenden Verpflichtungen erfüllt werden, 

2. Maßnahmen, die den schwerbehinderten Menschen dienen, 

insbesondere auch präventive Maßnahmen, bei den zuständigen Stellen 

beantragt, 

3. Anregungen und Beschwerden von schwerbehinderten Menschen 

entgegennimmt und, falls sie berechtigt erscheinen, durch Verhandlung mit 

dem Arbeitgeber auf eine Erledigung hinwirkt; sie unterrichtet die 

schwerbehinderten Menschen über den Stand und das Ergebnis der 

Verhandlungen. 

(2) Der Arbeitgeber hat die Schwerbehindertenvertretung in allen 

Angelegenheiten, die einen einzelnen oder die schwerbehinderten 

Menschen als Gruppe berühren, unverzüglich und umfassend zu 

unterrichten und vor einer Entscheidung anzuhören; er hat ihr die getroffene 

Entscheidung unverzüglich mitzuteilen. 

§ 96 Persönliche Rechte und Pflichten der Vertrauenspersonen der 

schwerbehinderten Menschen 

(4) Die Vertrauenspersonen werden von ihrer beruflichen Tätigkeit ohne 

Minderung des Arbeitsentgelts oder der Dienstbezüge befreit, wenn und 

soweit es zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Sind in den 

Betrieben und Dienststellen in der Regel wenigstens 200 schwerbehinderte 

Menschen beschäftigt, wird die Vertrauensperson auf ihren Wunsch 

freigestellt; weiter gehende Vereinbarungen sind zulässig. 

(8) Die durch die Tätigkeit der Schwerbehindertenvertretung entstehenden 

Kosten trägt der Arbeitgeber. Das Gleiche gilt für die durch die Teilnahme 

des mit der höchsten Stimmenzahl gewählten stellvertretenden Mitglieds an 

Schulungs- und Bildungsveranstaltungen nach Absatz 4 Satz 3 

entstehenden Kosten. 

§ 98 Beauftragter des Arbeitgebers 

Der Arbeitgeber bestellt einen Beauftragten, der ihn in Angelegenheiten 

schwerbehinderter Menschen verantwortlich vertritt; falls erforderlich, 
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können mehrere Beauftragte bestellt werden. Der Beauftragte soll nach 

Möglichkeit selbst ein schwerbehinderter Mensch sein. Der Beauftragte 

achtet vor allem darauf, dass dem Arbeitgeber obliegende Verpflichtungen 

erfüllt werden. 

 

Hochschulrahmengesetz 
 

§ 2 Abs. 4 

Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit; 

sie berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit 

Kindern. Sie tragen dafür Sorge, dass behinderte Studierende in ihrem 

Studium nicht benachteiligt werden und die Angebote der Hochschule 

möglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch nehmen können. 

§ 16 Prüfungsordnungen müssen die besonderen Belange behinderter 

Studierender zur Wahrung ihrer Chancengleichheit berücksichtigen. Die 

Genehmigung einer Prüfungsordnung ist zu versagen, wenn sie eine mit § 

11 oder § 19 unvereinbare Regelstudienzeit vorsieht. Die Genehmigung 

kann insbesondere versagt werden, wenn die Prüfungsordnung anderen 

Vorschriften über die Regelstudienzeit nicht entspricht. Die nach 

Landesrecht zuständige Stelle kann die Änderung einer geltenden 

Prüfungsordnung insbesondere verlangen, wenn diese den Anforderungen 

der Sätze 2 bis 6 nicht entspricht. 

 

IV Bundesland Baden-Württemberg 

Landesgesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 
und zur Änderung anderer Gesetze  
(Landes-Behindertengleichstellungsgesetz – LBGG) 
(Gesetzesbeschluss des Landtags vom 20. April 2005) 

 

§5 Frauen mit Behinderungen 

Zur Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern sind die 

besonderen Belange von Frauen mit Behinderungen zu berücksichtigen und 

bestehende Benachteiligungen zu beseitigen. Dabei sind besondere 

Maßnahmen zur Förderung der tatsächlichen Durchsetzung der 
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Gleichberechtigung von Frauen mit Behinderungen sowie zum Abbau und 

zur Beseitigung bestehender Benachteiligungen zulässig. 

§7 Herstellung von Barrierefreiheit in den Bereichen Bau und Verkehr 

(1) Bauliche und andere Anlagen sind nach Maßgabe der einschlägigen 

Rechtsvorschriften, insbesondere der Landesbauordnung für Baden 

Württemberg, barrierefrei herzustellen. 

§10 Barrierefreie mediale Angebote 

Öffentliche Stellen im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 gestalten ihre 

Internetauftritte und -angebote sowie die von ihnen zur Verfügung gestellten 

grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der Informationstechnik 

dargestellt werden, im Rahmen der technischen, finanziellen und 

verwaltungsorganisatorischen Möglichkeiten so, dass sie von Menschen mit 

Behinderungen grundsätzlich uneingeschränkt genutzt werden können. Die 

Anforderungen zur barrierefreien Gestaltung orientieren sich an den 

Standards der Barrierefreie Informationstechnik-Verordnung vom 17. Juli 

2002 (BGBl. I S. 2654) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

 

Landesbauordnung Baden-Württemberg 
 

§ 3 Abs. 4 Satz 1 

In die Planung von Gebäuden sind die Belange von Personen mit kleinen 

Kindern, behinderten und alten Menschen nach Möglichkeit einzubeziehen. 

§ 29 Abs. 2 

Gebäude mit Aufenthaltsräumen, deren Fußboden mehr als 12,5 m über der 

Eingangsebene liegt, müssen Aufzüge in ausreichender Zahl haben, von 

denen einer auch zur Aufnahme von Rollstühlen, Krankentragen und Lasten 

geeignet sein muß. Zur Aufnahme von Rollstühlen bestimmte Aufzüge 

müssen von Behinderten ohne fremde Hilfe zweckentsprechend genutzt 

werden können. Sie müssen von der öffentlichen Verkehrsfläche stufenlos 

erreichbar sein und stufenlos erreichbare Haltestellen in allen Geschossen 

mit Aufenthaltsräumen haben. Haltestellen im obersten Geschoß und in den 

Untergeschossen können entfallen, wenn sie nur unter besonderen 

Schwierigkeiten hergestellt werden können 

§ 39 
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(1) Bauliche Anlagen sowie andere Anlagen, die überwiegend von 

behinderten oder alten Menschen genutzt werden […] sind so herzustellen, 

dass sie von diesen Personen zweckentsprechend ohne fremde Hilfe 

genutzt werden können (barrierefreie Anlagen). 

(2) Die Anforderungen nach Absatz 1 gelten auch für [...] (11) Bildungs- und 

Ausbildungsstätten aller Art, wie Schulen, Hochschulen, Volkshochschulen. 

 

 

Landeshochschulgesetz 
 

§ 2 Abs. 3 

Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der Studierenden mit; 

sie berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit 

Kindern. Sie tragen dafür Sorge, dass behinderte Studierende in ihrem 

Studium nicht benachteiligt werden und die Angebote der Hochschule 

möglichst ohne fremde Hilfe in Anspruch nehmen können. 
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